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***III Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (dritte Lesung)

(Die Angabe des Verfahrens beruht auf der im Rahmen des Entwurfs eines 
Rechtsakts vorgeschlagenen Rechtsgrundlage.)

Änderungsanträge zu einem Entwurf eines 
Gesetzgebungsakts

In den Änderungsanträgen des Parlaments werden die Änderungen am 
Entwurf eines Gesetzgebungsakts durch Fett- und Kursivdruck
gekennzeichnet. Wenn Textteile mager und kursiv gesetzt werden, dient das 
als Hinweis an die zuständigen technischen Dienststellen, dass für diese Teile 
des Entwurfs eines Gesetzgebungsakts im Hinblick auf die Erstellung des 
endgültigen Textes eine Korrektur empfohlen wird (beispielsweise wenn 
Textteile in einer Sprachfassung offenkundig fehlerhaft sind oder ganz 
fehlen). Diese Korrekturempfehlungen bedürfen der Zustimmung der 
betreffenden technischen Dienststellen.

Der Kopftext zu dem gesamten Änderungsantrag zu einem bestehenden 
Rechtsakt, der durch den Entwurf eines Gesetzgebungsakts geändert werden 
soll, umfasst auch eine dritte und eine vierte Zeile, in der der bestehende 
Rechtsakt bzw. die von der Änderung betroffene Bestimmung des 
bestehenden Rechtsakts angegeben werden. Textteile, die aus einer 
Bestimmung eines bestehenden Rechtsakts übernommen sind, die das 
Parlament ändern will, obwohl sie im Entwurf eines Gesetzgebungsakts nicht
geändert ist, werden durch Fettdruck gekennzeichnet. Streichungen in 
solchen Textteilen werden wie folgt gekennzeichnet: [...].



PR\888026DE.doc 3/22 PE475.799v02-00

DE

INHALT

Seite

ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS .....................................................................................................................5

BEGRÜNDUNG..................................................................................................................19



PE475.799v02-00 4/22 PR\888026DE.doc

DE



PR\888026DE.doc 5/22 PE475.799v02-00

DE

ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Richtlinie 1999/32/EG hinsichtlich des Schwefelgehalts von 
Schiffskraftstoffen
(KOM(2011)0439 – C7-0199/2011 – 2011/0190(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(KOM(2011)0439),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und die Artikel 192 Absatz 1 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der 
Kommission unterbreitet wurde (C7-0199/2011),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union,

– in Kenntnis der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 
[…],

– in Kenntnis der Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom […],

– gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Umweltfragen, Volksgesundheit und 
Lebensmittelsicherheit sowie der Stellungnahme des Ausschusses für Verkehr und 
Fremdenverkehr (A7-0000/2011),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag 
entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen;

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Fahrgastschiffe werden größtenteils in 
Häfen oder nahe der Küste eingesetzt und 

(7) Fahrgastschiffe werden größtenteils in 
Häfen oder nahe der Küste eingesetzt und 
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haben erhebliche Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt. 
Diese Schiffe müssen Schiffskraftstoffe 
mit demselben maximalen Schwefelgehalt 
verwenden, wie er in den SOx-Emissions-
Überwachungsgebieten vorgeschrieben ist 
(1,5 %). Da die Normwerte für den 
Schwefelgehalt in den SOx-Emissions-
Überwachungsgebieten verschärft werden, 
sollten zur Verbesserung der Luftqualität in 
Hafen- und Küstennähe in den Gebieten, 
die keine SOx-Emissions-
Überwachungsgebiete sind, für 
Fahrgastschiffe dieselben Normwerte 
gelten. Die Einführung eines neuen, dem 
Normwert für SOx-Emissions-
Überwachungsgebiete entsprechenden 
Normwerts für Fahrgastschiffe würde 
jedoch fünf Jahre später erfolgen, um 
etwaige Probleme bei der 
Kraftstoffverfügbarkeit zu vermeiden.

haben erhebliche Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt. 
Diese Schiffe müssen Schiffskraftstoffe 
mit demselben maximalen Schwefelgehalt 
verwenden, wie er in den SOx-Emissions-
Überwachungsgebieten vorgeschrieben ist 
(1,5 %). Da die Normwerte für den 
Schwefelgehalt in den SOx-Emissions-
Überwachungsgebieten verschärft werden, 
sollten zur Verbesserung der Luftqualität in 
Hafen- und Küstennähe in den Gebieten, 
die keine SOx-Emissions-
Überwachungsgebiete sind, für 
Fahrgastschiffe dieselben Normwerte 
gelten.

Or. en

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Erwägung 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) Zur Verbesserung der Luftqualität in 
den Mitgliedstaaten, deren Küsten nicht 
an SOx-Emissions-Überwachungsgebieten 
liegen, und zur Schaffung unionsweit 
gleicher Mindestrahmenbedingungen für 
diesen Sektor sollten dieselben 
Anforderungen an die Kraftstoffqualität 
auf die Hoheitsgewässer der 
Mitgliedstaaten und die 
Schadstoffkontrollgebiete außerhalb von 
SOx-Emissions-Überwachungsgebieten 
ausgeweitet werden.

Or. en
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Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Erwägung 7 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7b) Überdies sind zur Bekämpfung von 
Sekundärpartikelemissionen, die durch 
den Schwefelgehalt von 
Schiffskraftstoffen bedingt sind, 
Anstrengungen notwendig, um die 
Primärpartikelemissionen und die 
klimaschädlichen Auswirkungen des 
Seeverkehrs einschließlich der 
Rußemissionen zu verringern. Die 
Kommission sollte die Kostenwirksamkeit 
von Maßnahmen wie 
Geschwindigkeitsbegrenzungen in der 
Schifffahrt zur Verringerung der 
Schadstoffemissionen und der 
klimaschädlichen Auswirkungen prüfen.

Or. en

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Erwägung 12 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12a) Damit so rasch wie möglich 
Emissionsverringerungsverfahren 
eingesetzt werden, mit denen mindestens 
die gleichen Verringerungen von 
Schwefelemissionen erreicht werden, wie 
sie in dieser Richtlinie festgelegt sind, 
sollten in der Union Alternativen wie der 
Einsatz von Abgaswäschern an Bord 
durch die Mitgliedstaaten mit 
angemessenen finanziellen Anreizen 
gefördert werden.
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Or. en

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Erwägung 12 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12b) Die Mitgliedstaaten sollten bis zum 
Inkrafttreten der allgemeinen Vorschrift, 
die einen maximalen Schwefelgehalt von 
0,50 % für Kraftstoffe vorsieht, auch 
Mechanismen wie gestaffelte Gebühren 
und Kilometerabgaben auf der Grundlage 
des Emissionsverhaltens nutzen.

Or. en

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Erwägung 12 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12c) Die Mitgliedstaaten müssen 
verpflichtet werden, in Häfen keine 
Sondergebühren auf Flüssigkeiten aus 
Abgaswäschern anzuwenden, um 
sicherzustellen, dass alle Abfälle aus der 
Nutzung alternativer 
emissionsmindernder Verfahren 
ordnungsgemäß behandelt werden.

Or. en
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Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Erwägung 12 d (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12d) Bis zur Annahme zusätzlicher 
Kriterien durch die Kommission sollten 
bei finanziellen Anreizen der 
Mitgliedstaaten für emissionsmindernde
Verfahren, mit denen 
Emissionssenkungen erreicht werden, die 
mindestens denjenigen entsprechen, die 
bei Verwendung von schwefelarmen 
Kraftstoffen erzielt würden, vor dem 5. 
Juli 2011 getätigte Investitionen unter der 
Voraussetzung berücksichtigt werden, 
dass die Geräte den Kriterien der IMO 
genügen. 

Or. en

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Erwägung 12 e (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12e) Die Mitgliedstaaten sollten die 
Verfügbarkeit und die ausgewogene 
Verteilung von Kraftstoffen sicherstellen, 
die Regel 18 der revidierten Anlage VI 
zum MARPOL-Übereinkommen 
entsprechen.

Or. en
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Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Erwägung 12 f (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12f) Da die Mitgliedstaaten 
Schwierigkeiten haben, die in den 
Rechtsvorschriften der Union festgelegten 
Luftqualitätsziele zu erreichen, und 
zwischen diesen Zielen und den 
Empfehlungen der 
Weltgesundheitsorganisation immer noch 
eine Lücke besteht, sollte die Kommission 
die Ausarbeitung einer Analyse 
unterstützen, die für einen Antrag auf 
Ausweisung zusätzlicher europäischer 
Seegebiete – im Mittelmeer, im 
Nordostatlantik (einschließlich der 
Irischen See) und im Schwarzen Meer –
als SOx-Emissions-Überwachungsgebiete 
bei der IMO erforderlich ist. Die 
Kommission sollte auch die Vorzüge einer 
Ausweisung europäischer Seegebiete als 
NOx-Emissions-Überwachungsgebiete 
prüfen.

Or. en

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Zur Festsetzung des Geltungsbeginns 
des Schwefelgrenzwerts von 0,50 %, zur
Ausweisung neuer SOx-Emissions-
Überwachungsgebiete, zur Genehmigung 
neuer alternativer emissionsmindernder 
Verfahren und zur Festlegung von 
geeigneten Bedingungen für deren 
Anwendung, zur Gewährleistung einer 
angemessenen Überwachung des 

(13) Zur Genehmigung neuer alternativer 
emissionsmindernder Verfahren und zur 
Festlegung von geeigneten Bedingungen 
für deren Anwendung, zur Gewährleistung 
einer angemessenen Überwachung des 
Schwefelgehalts von Kraftstoffen, zur 
Harmonisierung von Inhalt und Format der 
Berichte der Mitgliedstaaten sowie zur 
Anpassung der Bestimmungen der 
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Schwefelgehalts von Kraftstoffen, zur 
Harmonisierung von Inhalt und Format der 
Berichte der Mitgliedstaaten sowie zur 
Anpassung der Bestimmungen der 
Richtlinie an den wissenschaftlichen und 
technischen Fortschritt sollte der 
Kommission gemäß Artikel 290 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union die Befugnis 
übertragen werden, Rechtsakte zu erlassen, 
mit denen der Zeitpunkt festgesetzt wird, 
ab dem der für Kraftstoffe geltende 
maximale Schwefelgehalt von 0,50 
Massenhundertteilen in der Union 
Anwendung findet, neue SOx-Emissions-
Überwachungsgebiete auf der Grundlage 
des IMO-Beschlusses ausgewiesen werden, 
neue, nicht von der Richtlinie 96/98/EG1

des Rates erfasste emissionsmindernde 
Verfahren genehmigt und die Bedingungen 
für ihre Anwendung festgelegt, ergänzt 
oder geändert werden, die Art und Weise 
der Probenahmen und der 
Emissionsüberwachung sowie Inhalt und 
Format des Berichts spezifiziert werden 
und Artikel 2 Nummern 1, 2, 3, 3a, 3b und 
4 bzw. Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a und 
Absatz 2 an den wissenschaftlichen und 
technischen Fortschritt sowie 
gegebenenfalls die Instrumente der IMO 
angeglichen werden. Besonders wichtig 
dabei ist, dass die Kommission im Vorfeld 
angemessene Konsultationen, auch auf 
Expertenebene, durchführt. Bei der 
Vorbereitung und Ausarbeitung der 
delegierten Rechtsakte sollte die 
Kommission eine gleichzeitige, zügige und 
angemessene Weiterleitung der 
einschlägigen Dokumente an das 
Europäische Parlament und den Rat 
gewährleisten.

Richtlinie an den wissenschaftlichen und 
technischen Fortschritt sollte der 
Kommission gemäß Artikel 290 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union die Befugnis 
übertragen werden, Rechtsakte zu erlassen, 
mit denen der Zeitpunkt festgesetzt wird, 
ab dem neue SOx-Emissions-
Überwachungsgebiete auf der Grundlage 
des IMO-Beschlusses ausgewiesen werden, 
neue, nicht von der Richtlinie 96/98/EG1

des Rates erfasste emissionsmindernde 
Verfahren genehmigt und die Bedingungen 
für ihre Anwendung festgelegt, ergänzt 
oder geändert werden, die Art und Weise 
der Probenahmen und der 
Emissionsüberwachung sowie Inhalt und 
Format des Berichts spezifiziert werden 
und Artikel 2 Nummern 1, 2, 3, 3a, 3b und 
4 bzw. Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a und 
Absatz 2 an den wissenschaftlichen und 
technischen Fortschritt sowie 
gegebenenfalls die Instrumente der IMO 
angeglichen werden. Besonders wichtig 
dabei ist, dass die Kommission im Vorfeld 
angemessene Konsultationen, auch auf 
Expertenebene, durchführt. Bei der 
Vorbereitung und Ausarbeitung der 
delegierten Rechtsakte sollte die 
Kommission eine gleichzeitige, zügige und 
angemessene Weiterleitung der 
einschlägigen Dokumente an das 
Europäische Parlament und den Rat 
gewährleisten.

1 ABl. L.241 vom 29.8.1998, S. 27. 1 ABl. L.241 vom 29.8.1998, S. 27.

Or. en



PE475.799v02-00 12/22 PR\888026DE.doc

DE

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Artikel 1 – Nummer 2 – Buchstabe a a (neu)
Richtlinie 1999/32/EG
Artikel 2 – Nummer 3g

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

aa) Nummer 3g wird gestrichen.

Or. en

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Artikel 1 – Nummer 6 – Buchstabe a
Richtlinie 1999/32/EG
Artikel 4a – Überschrift

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Maximaler Schwefelgehalt von 
Schiffskraftstoffen zur Verwendung in den 
Hoheitsgewässern, in ausschließlichen 
Wirtschaftszonen und in 
Schadstoffkontrollgebieten der 
Mitgliedstaaten, einschließlich SOx-
Emissions-Überwachungsgebieten, sowie 
in Fahrgastschiffen im Linienverkehr von 
oder nach einem Hafen der Union

Maximaler Schwefelgehalt von 
Schiffskraftstoffen zur Verwendung in den 
Hoheitsgewässern, in ausschließlichen 
Wirtschaftszonen und in 
Schadstoffkontrollgebieten der 
Mitgliedstaaten, einschließlich SOx-
Emissions-Überwachungsgebieten, sowie 
in Fahrgastschiffen von oder nach einem 
Hafen der Union 

Or. en

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Artikel 1 – Nummer 6 – Buchstabe c
Richtlinie 1999/32/EG
Artikel 4 a – Absatz 1 a (neu) – zweiter Unterabsatz

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission wird ermächtigt, gemäß 
Artikel 9a dieser Richtlinie delegierte 

entfällt
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Rechtsakte zu erlassen, die den Zeitpunkt 
betreffen, ab dem der unter Buchstabe b 
dieses Absatzes festgesetzte Normwert für 
den Schwefelgehalt Anwendung findet. 
Auf der Grundlage der in Regel 14 
Nummer 8 der Anlage VI zum MARPOL-
Übereinkommen vorgesehenen 
Überprüfung durch die IMO, mit der 
festgestellt werden soll, ob genügend 
Schiffskraftstoffe verfügbar sind, damit 
der maximale Schwefelgehalt von 0,50 
Massenhundertteilen eingehalten werden 
kann, wird dieser Zeitpunkt auf den 1. 
Januar 2020 oder auf den 1. Januar 2025 
festgesetzt.

Or. en

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Artikel 1 – Nummer 6 – Buchstabe e
Richtlinie 1999/32/EG
Artikel 4 a – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Mitgliedstaaten ergreifen alle 
erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass im Linienverkehr von 
oder nach einem Hafen der Union 
betriebene Fahrgastschiffe in ihren 
Hoheitsgewässern, ausschließlichen 
Wirtschaftszonen und 
Schadstoffkontrollgebieten außerhalb von 
SOx-Emissions-Überwachungsgebieten 
keine Schiffskraftstoffe verwenden, deren 
Schwefelgehalt folgende Werte 
überschreitet:

4. Die Mitgliedstaaten ergreifen alle 
erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass von oder nach einem 
Hafen der Union betriebene 
Fahrgastschiffe in ihren Hoheitsgewässern, 
ausschließlichen Wirtschaftszonen und 
Schadstoffkontrollgebieten außerhalb von 
SOx-Emissions-Überwachungsgebieten 
keine Schiffskraftstoffe verwenden, deren 
Schwefelgehalt folgende Werte 
überschreitet:

a) 1,5 Massenhundertteile; a) 1.5 Massenhundertteile;
b) 0,10 Massenhundertteile ab dem 1. 
Januar 2020.

b) 0,10 Massenhundertteile ab dem 1 
Januar 2015.

Or. en
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Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Artikel 1 – Nummer 6 – Buchstabe e
Richtlinie 1999/32/EG
Artikel 4 a – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4a. Die Mitgliedstaaten ergreifen alle 
erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass von oder nach einem 
Hafen der Union fahrende Schiffe in 
ihren Hoheitsgewässern und 
Schadstoffkontrollgebieten außerhalb von 
SOx-Emissions-Überwachungsgebieten 
keine Schiffskraftstoffe verwenden, deren 
Schwefelgehalt folgende Werte 
überschreitet: 
a) 1.5 Massenhundertteile;
b) 0,10 Massenhundertteile ab dem 1 
Januar 2015.
Dieser Absatz gilt für Schiffe aller 
Flaggen einschließlich Schiffe, die ihre 
Fahrt außerhalb der Union angetreten 
haben.“

Or. en

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Artikel 1 – Nummer 7 
Richtlinie 1999/32/EG
Artikel 4 b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 4ba
Verfügbarkeit von Schiffskraftstoffen

1. Die Mitgliedstaaten ergreifen die 
erforderlichen Maßnahmen, um die 
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Verfügbarkeit und die ausgewogene 
Verteilung von Schiffskraftstoffen 
sicherzustellen,
– bei denen der Schwefelgehalt 
0,1 Massenhundertteile nicht übersteigt, 
und zwar ab dem 1. Januar 2015, und
– bei denen der Schwefelgehalt 
0,5 Massenhundertteile nicht übersteigt, 
und zwar ab dem 1. Januar 2018.
2. Absatz 1 schließt die Einführung 
solcher Maßnahmen zu einem früheren 
Zeitpunkt nicht aus. 

Or. en

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Artikel 1 – Nummer 7
Richtlinie 1999/32/EG
Artikel 4 c – Absatz 3a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass die Hafenbehörden in die 
Hafengebühren oder andere Abgaben alle 
Kosten einbeziehen, die bei Annahme, 
Handhabung und Entsorgung von 
Flüssigkeiten aus Abgaswäschern 
entstehen, unabhängig davon, ob Abfälle
abgegeben werden.

Or. en
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Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Artikel 1 – Nummer 10 – Buchstabe c 
Richtlinie 1999/32/EG
Artikel 7 – Absätze 2 und 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(c) Die Abätze 2 und 3 werden gestrichen. c) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„2. Die Kommission legt dem 
Europäischen Parlament und dem Rat 
unter anderem auf der Grundlage
a) der gemäß den Absätzen 1 und 1a
erstellten Jahresberichte,
b) der beobachteten Entwicklung der 
Luftqualität, der Versauerung, der 
Kraftstoffkosten und der Verlagerung 
auf andere Verkehrsträger,
c) der bei der Emissionsminderung von 
Schwefel- und Stickstoffoxiden von 
Schiffen durch den IMO-Mechanismus 
aufgrund entsprechender Initiativen der 
Union erzielten Fortschritte
bis zum 31. Dezember 2013 einen Bericht 
vor. Die Kommission prüft in ihrem 
Bericht
– die Ausweisung zusätzlicher SOx- und 
NOx-Emissions-Überwachungsgebiete 
und
– alternative ergänzende Maßnahmen zur 
weiteren Verringerung von 
Schiffsemissionen
und kann entsprechende Vorschläge 
vorlegen.“
ca) Absatz 3 wird gestrichen.

Or. en
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Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Artikel 1 – Nummer 13
Richtlinie 1999/32/EG
Artikel 9 a – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die in Artikel 4a Absätze 1a und 2,
Artikel 4c Absatz 4, Artikel 6 Absatz 1 und 
Artikel 7 Absätze 1a und 4 festgelegte 
Befugnisübertragung wird der Kommission 
ab dem [Tag des Inkrafttretens dieser 
Richtlinie] für einen unbefristeten Zeitraum 
gewährt.

2. Die in Artikel 4a Absatz 2, Artikel 4c 
Absatz 4, Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 7 
Absätze 1a und 4 festgelegte 
Befugnisübertragung wird der Kommission 
ab dem [Tag des Inkrafttretens dieser 
Richtlinie] für einen unbefristeten Zeitraum 
gewährt.

Or. en

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Artikel 1 – Nummer 13
Richtlinie 1999/32/EG
Artikel 9 a – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die in Artikel 4a Absätze 1a und 2, 
Artikel 4c Absatz 4, Artikel 6 Absatz 1 und 
Artikel 7 Absätze 1a und 4 festgelegte 
Befugnisübertragung kann zu jedem 
Zeitpunkt vom Europäischen Parlament 
oder dem Rat widerrufen werden. Die 
Befugnisübertragung wird per Beschluss 
widerrufen, in dem die Befugnis näher 
bezeichnet wird. Der Beschluss tritt am Tag 
nach Veröffentlichung des Beschlusses im 
Amtsblatt der Europäischen Union oder zu 
einem späteren, in dem Beschluss 
festgelegten Zeitpunkt in Kraft. Er berührt 
nicht die Gültigkeit etwaiger bereits in Kraft 
getretener delegierter Rechtsakte.

3. Die in Artikel 4a Absatz 2, Artikel 4c 
Absatz 4, Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 7 
Absätze 1a und 4 festgelegte 
Befugnisübertragung kann zu jedem 
Zeitpunkt vom Europäischen Parlament 
oder dem Rat widerrufen werden. Die 
Befugnisübertragung wird per Beschluss 
widerrufen, in dem die Befugnis näher 
bezeichnet wird. Der Beschluss tritt am Tag 
nach Veröffentlichung des Beschlusses im 
Amtsblatt der Europäischen Union oder zu 
einem späteren, in dem Beschluss 
festgelegten Zeitpunkt in Kraft. Er berührt 
nicht die Gültigkeit etwaiger bereits in Kraft 
getretener delegierter Rechtsakte.

Or. en
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Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Richtlinie – Änderungsrechtsakt
Artikel 1 – Nummer 13
Richtlinie 1999/32/EG
Artikel 9 a – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Ein gemäß Artikel 4a Absätze 1a und 2, 
Artikel 4c Absatz 4, Artikel 6 Absatz 1 und 
Artikel 7 Absätze 1a und 4 erlassener 
delegierter Rechtsakt tritt nur dann in Kraft, 
wenn weder das Europäische Parlament 
noch der Rat innerhalb von zwei Monaten, 
nachdem das Europäische Parlament und 
der Rat hiervon unterricht wurden, 
Einwände erheben oder wenn das 
Europäische Parlament und der Rat vor 
Ablauf dieser Frist beide der Kommission 
mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände 
erheben. Auf Veranlassung des 
Europäischen Parlaments oder des Rates 
wird diese Frist um zwei Monate verlängert.

5. Ein gemäß Artikel 4a Absatz 2, Artikel 4c 
Absatz 4, Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 7 
Absätze 1a und 4 erlassener delegierter 
Rechtsakt tritt nur dann in Kraft, wenn 
weder das Europäische Parlament noch der 
Rat innerhalb von zwei Monaten, nachdem 
das Europäische Parlament und der Rat 
hiervon unterricht wurden, Einwände 
erheben oder wenn das Europäische 
Parlament und der Rat vor Ablauf dieser 
Frist beide der Kommission mitgeteilt 
haben, dass sie keine Einwände erheben. 
Auf Veranlassung des Europäischen 
Parlaments oder des Rates wird diese Frist 
um zwei Monate verlängert.

Or. en
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BEGRÜNDUNG

Vorschlag der Kommission

Der wesentliche Zweck des Vorschlags besteht darin, die Höchstgrenzen für den 
Schwefelgehalt von Kraftstoff, die 2008 im Rahmen der Internationalen 
Seeschifffahrtsorganisation (IMO) vereinbart wurden, in die Praxis umzusetzen.

Es handelt sich dabei möglicherweise um die wichtigste gesundheitsbezogene Neuerung der 
laufenden Wahlperiode. Die von Schiffen ausgehende Luftbelastung verursacht Schätzungen 
zufolge gegenwärtig den vorzeitigen Tod von rund 50 000 Menschen in Europa pro Jahr.

Anhang VI des Marpol-Übereinkommens der IMO sieht ab 2015 einen Grenzwert für 
Schwefelemissionen von 0,1 % in den SOx-Emissions-Überwachungsgebieten (SECA) und ab 
2020 einen Grenzwert von 0,5 % in den übrigen Seegebieten vor. Diese Grenzwerte wurden 
von Staaten ratifiziert, auf die zusammengenommen 85 % der weltweiten Tonnage entfallen.

Die europäischen Überwachungsgebiete sind die Nordsee, der Ärmelkanal und die Ostsee.
Auch die Gebiete vor beiden Küsten der Vereinigten Staaten und Kanadas wurden in einer 
Breite von 200 Seemeilen zu Überwachungsgebieten erklärt. Der heutige Grenzwert für 
Schwefel in den SECA liegt bei 1 %. Die auf hoher See verwendeten Kraftstoffe dürfen bis 
Ende 2011 bis zu 4,5 % Schwefel enthalten und danach bis 2019 3,5 %.

Aus Schwefel- und Stickoxiden entstehen in der Luft gesundheitsgefährdende 
Sekundärpartikel. In vielen Mitgliedstaaten würde eine Begrenzung der Schiffsemissionen die 
Einhaltung der Luftqualitätsnormen erleichtern.

Wenn die Schwefeloxidemissionen von Schiffen nicht verringert würden, würden in den 
Seegebieten der EU im laufenden Jahrzehnt die gesamten an Land verursachten Emissionen 
übertroffen. Die landseitigen Emissionen sind gegenüber ihrem Höchstwert um rund 90 % 
und im Zeitraum 1990–2008 um 72 % zurückgegangen.

Der für die Kraftstoffe des landseitigen Verkehrs erlaubte Schwefelhöchstgehalt liegt bei 
10 ppm und damit bei einem Hundertstel des Grenzwerts, der ab 2015 in den SECA gelten 
wird.

Nach den im IMO-Rahmen vereinbarten Regeln können die Emissionen auch mit alternativen 
Methoden gesenkt werden Die Abgase können mit Abgasreinigungsvorrichtungen gereinigt 
werden, die nach demselben Prinzip funktionieren wie die Vorrichtungen, die schon seit 
Jahrzehnten dazu dienen, Schwefeloxide aus dem Rauch von Fabriken und Kraftwerken an 
Land zu entfernen. Auch Flüssiggas, also verflüssigtes Erdgas (LNG) lässt sich einsetzen.

Diese Mittel zur Senkung der Emissionen von Schwefeloxiden verringern durchweg auch den 
Ausstoß von Stickoxiden und Ruß. Stickoxide verursachen neben Luftbelastung und saurem 
Regen auch die Überdüngung von Gewässern und Böden, und Ruß bewirkt die Erwärmung 
der Atmosphäre.
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Bei Verwendung von Abgasreinigungsvorrichtungen dürften sich die Kosten der 
Emissionsminderung nach Schätzungen mindestens halbieren, soweit die Fahrzeuge 
hauptsächlich in Überwachungsgebieten eingesetzt werden. Flüssiggas dürfte als Kraftstoff 
für neue Schiffe in dem Maß Verbreitung finden, in dem Flüssiggas-Tankinfrastruktur in den 
Häfen üblicher wird.

Nach Einschätzung der Kommission wird der in Geld zu beziffernde Nutzen für die 
Gesundheit die Kosten der Senkung der Schiffsemissionen um den Faktor 2–25 übertreffen.
Sie schätzt den Gewinn für die Gesundheit auf 8–16 Mrd. EUR, die Kosten auf 0,6–3,7 Mrd. 
EUR.

Die Höhe des Nutzens für die Umwelt ist nicht finanziell geschätzt worden, aber 
beispielsweise im Fall Finnland wird sich die Menge an saurem Regen gegenüber dem 
heutigen Zustand um 60 % verringern.

Die derzeitige Richtlinie, die den Schwefelgehalt von Schiffskraftstoffen betrifft, sieht die 
früher im IMO-Rahmen verabschiedeten Grenzwerte vor und zudem die 
Schwefelgehaltsgrenzwerte für Schiffe während Liegezeiten in Häfen (0,1 %) und für 
Fahrgastschiffe im Linienverkehr (1,5 %). Dieser Grenzwert ist gleich dem ersten im IMO-
Rahmen für SECA festgelegten Grenzwert.

Die Kommission schlägt vor, dass der neue Grenzwert für SECA, 0,1 %, auch für alle 
Fahrgastschiffe im Linienverkehr, die EU-Häfen anlaufen, gilt, aber dass er 2020 in Kraft tritt.

Von der Berichterstatterin vorgeschlagene Änderungen am Vorschlag der Kommission  

Die Berichterstatterin befürwortet im Großen und Ganzen den Vorschlag der Kommission 
und weist darauf hin, dass die im IMO-Rahmen verabschiedeten Grenzwerte ohnehin gelten 
werden, auch wenn keine Richtlinie erlassen wird. Durch die Richtlinie lassen sich allerdings 
Klarheit und Einheitlichkeit herbeiführen, was die Art der Anwendung der Grenzwerte und 
ihre Überwachung im EU-Hoheitsgebiet sowie gleiche Bedingungen, die Erleichterung der 
Übergangszeit und die Förderung von Innovationen angeht.

Ein Übergang zu strengeren Schwefelgehaltsgrenzwerten für brächte erheblichen Nutzen für 
Gesundheit und Umwelt und wäre auch kostengünstig zu erreichen, wenn der Grenzwert von 
0,1 % auch in größerem Umfang als nur in den derzeitigen europäischen SECA eingeführt 
würde,

Deshalb ist die Berichterstatterin für den Vorschlag der Kommission, den Grenzwert von 
0,1 % auf Fahrgastschiffe im Linienverkehr auszudehnen. Sie empfiehlt allerdings, den 
Grenzwert gleichzeitig mit dem Grenzwert für SECA in Kraft treten zu lassen, also 2015.

Außerdem empfiehlt sie, dass der Schwefelgehaltsgrenzwert von 0,1 % für alle 
Hoheitsgewässer der Mitgliedstaaten in einem Bereich von 12 Seemeilen ab der Küste gilt.
Der bereits für die EU-Häfen geltende Grenzwert soll, mit anderen Worten, auf die 
Hoheitsgewässer ausgedehnt werden.
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Mit diesen Änderungen wäre ein beträchtlicher Nutzen für Gesundheit und Umwelt und 
zugleich eine Nivellierung der Kosten zu erreichen, die die Neuerung mit sich bringt.

In Staaten, deren Küsten ganz oder teilweise von SECA gesäumt sind, hat der Schiffsverkehr 
folgende Anteile an den Schwefeloxidemissionen: Dänemark 39 %, Niederlande 31 %, 
Schweden 25 %, Vereinigtes Königreich und Frankreich 18 % und Belgien 13 %. Der Anteil 
des Schiffsverkehrs ist jedoch auch in anderen Staaten hoch, die außerhalb von SECA liegen:
Irland 21 %, Portugal 20 %, Italien und Spanien 15 %. Er erreicht im Fall mehrerer Inseln und 
Küsten des Mittelmeerraums über 20 % und sogar über 30 %.

Die Berichterstatterin empfiehlt, dass die Kommission bis Ende 2013 klärt, ob in 
europäischen Meeresgewässern zusätzliche SECA eingerichtet werden sollen und wie die 
Emissionen zusätzlich gesenkt werden können, dem Parlament und dem Rat darüber Bericht 
erstattet und einen Vorschlag über mögliche weitere Überwachungsgebiete für Schwefel- und 
Stickoxidemissionen vorlegt.

Weil in der Übergangszeit erhebliche Zusatzkosten für einen Teil der Akteure entstehen 
werden, vor allem im Fall der Transporte, die hauptsächlich oder größtenteils durch SECA 
führen, schlägt die Berichterstatterin vor, die Gewährung staatlicher Investitionsbeihilfen zu 
erleichtern. Im Normalfall gilt eine Obergrenze von 10 % für staatliche Beihilfen bei 
Investitionen in den Umweltschutz, die bis zu drei Jahre vor dem Zeitpunkt getätigt werden, 
zu dem die betreffenden Maßnahmen vorgeschrieben werden.

Die Berichterstatterin schlägt vor, dass in diesem Fall die umfangreicheren staatlichen 
Beihilfen bis Ende 2013 als zulässig gelten. Das ist angebracht, weil die 
Schiffsemissionsminderungen dank sinkenden Gesundheitsaufwendungen einen erheblichen 
wirtschaftlichen Vorteil für den öffentlichen Sektor schaffen. Zudem würde es helfen, den 
Markt für Abgasreinigungsvorrichtungen anzukurbeln.
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Liste der Zusammenkünfte von Interessenträgern und Berichterstatterin Satu Hassi 
im Zusammenhang mit der Schwefelgehalt-Richtlinie

Regierungen und Ständige Vertretungen:

Ida Auken, Umweltministerin Dänemarks
Ständige Vertretung Dänemarks
Ville Niinistö, Umweltminister Finnlands
Ständige Vertretung Finnlands
Ständige Vertretung Frankreichs
Ständige Vertretung Polens
Lena Ek, Umweltministerin Schwedens
Ständige Vertretung Schwedens

Europäische Kommission:

GD Umwelt, Beamte mit Zuständigkeit für die Schwefelgehalt-Richtlinie

Wirtschaftszweige und nichtstaatliche Organisationen:

Armateurs de France
Brittany Ferries
Finnischer Industrieverband 
Couple Systems
Europäisches Umweltbüro 
European Cruise Council (ECC)
European Petroleum Industry Association 
Exhaust Gas Cleaning Systems Association 
ExxonMobil
Verband der forstwirtschaftlichen Unternehmen Finnlands
Finnischer Reederverband
FIPRA International (vertritt Royal Caribbean Cruises Ltd)
Germanischer Lloyd 
Hafen Rotterdam
Scandline
Stena AB
Total
Transport & Environment (T&E)
TT-Line GmbH & Co. KG
Wärtsilä


